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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS GERHARD REISCHL 
VOM 12. NOVEMBER 1981 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

Der Kläger des Verfahrens, mit dem wir 
uns heute befassen müssen, ist — nach­
dem er von 1957 bis 1960 als selbständi­
ger Architekt tätig gewesen war — im 
August 1960 mit Bezügen, die einer Ein­
stufung in A 7/2 entsprachen, in den 
Dienst der Euratom-Kommission getre­
ten. Er wurde zunächst in der Kernfor­
schungsanstalt Ispra verwendet, wo er bis 
zum Jahr 1970 Leiter einer Verwaltungs­
einheit war. Im Jahr 1963 wurde er mit 
einer Einstufung in A 6/1 zum Beamten 
ernannt und mit Wirkung vom 1. Ok­
tober 1970 in die Generaldirektion „Ent­
wicklungshilfe“ der inzwischen gebilde­
ten einzigen Kommission der drei Ge­
meinschaften versetzt. Dort war er zu­
nächst in der Abteilung „Technische 
Operationen“ der Direktion „Euro­
päischer Entwicklungsfonds“ tätig. Mit 
Wirkung vom 9. März 1971 wurde er in 
derselben Direktion in der Abteilung III 
(„Construction, industrie, agriculture, in­
frastructure générale“) verwendet und — 
nach einer Beförderung in A 4/3 im Jahr 
1974 — im Juni 1975 in die Abteilung V 
(Urbanisme et équipements sociaux“) der 
Direktion C versetzt, wo er den Sektor 
Westafrika, Zentralafrika, Pazifik und 
Maghreb leitet und den Abteilungsleiter 
bei dessen Abwesenheit zu vertreten hat. 

Noch im Jahr 1975 nahm er an dem in­
ternen Auswahlverfahren COM/716/75 
teil, das für die Besetzung des Postens 
des Leiters der Abteilung CV durchge­
führt wurde. Er hatte dabei keinen Er­
folg, wurde aber auf die Eignungsliste 
gesetzt. 

Im Mai 1979 wurde dieser A 3-Posten in 
der Direktion „Projets“ abermals ausge­
schrieben (COM/161/79). Zur Beschrei­
bung der damit verbundenen Aufgaben 
und zu den dafür verlangten Fähigkeiten 
verweise ich zunächst auf Anhang I zur 
Klagebeantwortung; in einem späteren 
Zusammenhang wird darauf noch zu­
rückzukommen sein. Mit dem Kläger be­
warben sich um den ausgeschriebenen 
Posten noch einige andere Kandidaten. 
In einer Note des Leiters der Generaldi­
rektion „Entwicklungshilfe“ vom 1. Juni 
1979 wurde festgestellt, nur der Kläger 
und der Kandidat L. erfüllten die erfor­
derlichen Voraussetzungen; wegen seiner 
Erfahrung sei aber dem Kandidaten L. 
bei der Ernennung der Vorzug zu geben. 

Dieser andere Kandidat wurde von Sep­
tember 1973 bis 1976 im Dienst der „As­
sociation Européenne pour la Coopéra­
tion“ als Kontrolleur des Europäischen 
Entwicklungsfonds in Zentralafrika ver­
wendet. Mit Wirkung vom 1. Juni 1976 
wurde er für die Dauer von zwei Jahren 
als Bediensteter auf Zeit mit einer Ein­
stufung in A 3/2 von der Kommission 
eingestellt und in der Generaldirektion 
VIII, Direktion B, als Leiter der Abtei­
lung „Westafrika“ verwendet. Nach 
Teilnahme an einem internen Auswahl­
verfahren wurde er durch Entscheidung 
vom 23. Januar 1979 in der Gehalts­
gruppe A 3/3 zum Beamten auf Probe 
ernannt und mit Wirkung vom 1. Januar 
1979 weiter in dem genannten Posten 
verwendet. 

Auf diesen Kandidaten fiel dann auch 
tatsächlich die Wahl im Rahmen 
der Stellenausschreibung COM/161/79. 
Nach Beratung der Kommission vom 13. 
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Juni 1979 wurde er durch Entscheidung 
des Präsidenten der Kommission vom 10. 
Juli 1979 mit Wirkung vom 1. Juli 1979 
zum Leiter der Abteilung C V („Urba­
nisme et équipements sociaux") bestellt. 
Seine Ernennung zum Beamten auf Le­
benszeit erfolgte durch Entscheidung 
vom 11. Oktober 1979 mit Wirkung vom 
1. Oktober 1979. 

Dem Kläger wurde die Erfolglosigkeit 
seiner Bewerbung am 5. Juli 1979 mitge­
teilt. Er wandte sich darauf am 10. Sep­
tember 1979 mit einer Beschwerde an 
den Präsidenten der Kommission und 
verlangte die Aufhebung der Entschei­
dung, mit der Herr L. zum Leiter der 
Abteilung C V ernannt worden war. 
Diese Beschwerde wurde in einer Verfü­
gung vom 27. März 1980 ausdrücklich 
zurückgewiesen. 

Danach kam es zur Anrufung des Ge­
richtshofes mit den Anträgen, die Ent­
scheidung vom 13. Juni 1979 und die am 
27. März 1980 erfolgte Zurückweisung 
der klägerischen Beschwerde für nichtig 
zu erklären. 

Zu diesen Anträgen nehme ich wie folgt 
Stellung: 

1. Zu ihrer Begründung bringt der Klä­
ger in erster Linie vor, bei der Besetzung 
des ausgeschriebenen Postens hätten nur 
Elemente berücksichtigt werden dürfen, 
die sich aus der Stellenausschreibung er­
gaben und die mit dem zu besetzenden 
Posten zusammenhingen. Im vorliegen­
den Fall aber sei entscheidendes Motiv 
für die Ernennung von Herrn L. ein — 
so gesehen — „fremdes" Element gewe­
sen, nämlich Erfordernisse, die sich aus 
der Reorganisation mehrerer Abteilun­
gen der Generaldirektion „Entwick­
lungshilfe" ergeben hätten, Dafür bezieht 
sich der Kläger vor allem auf Noten von 
Februar und März 1979 (Anlagen 6 und 
7 zur Replik), die deutlich machen, in 
welcher Weise das Organigramm der 

Generaldirektion „Entwicklungshilfe" 
seinerzeit geändert wurde. Als Beleg für 
die Stichhaltigkeit seines Vorwurfs führt 
er ferner einen Brief an, den ein Mitglied 
der Kommission im Juni 1979 an den 
belgischen Außenminister — auf dessen 
Intervention zugunsten des Klägers — 
gerichtet hat und in dem davon gespro­
chen wird, die Versetzung von Herrn L. 
„répondait à des exigences plus larges 
quant à la réorganisation de plusieurs di­
visions de cette direction générale. 
Außerdem hat er in einem ergänzenden 
Schriftsatz darauf hingewiesen, daß die 
Umbildung der Direktion B in der Gene­
raldirektion „Entwicklungshilfe" durch 
eine am 1. August 1980 in Kraft getre­
tene Entscheidung vom 2. Juli 1980 ab­
geschlossen worden sei und daß dabei 
die Abteilungen B II und B III sowie die 
Abteilung B I, die früher von Herrn L. 
geleitet worden sei, beseitigt worden 
seien, weil sie „n'ont guère de tâches de 
gestion et de coordination". 

Was diese Argumentation angeht, so 
kann man meines Erachtens schon Zwei­
fel daran haben, ob ihr rigoroser Aus­
gangspunkt zutrifft, daß bei der Beset­
zung von Stellen in keinem Fall andere 
Elemente in' Betracht gezogen werden 
dürfen als die in der Stellenausschrei­
bung genannten und mit dem zu beset­
zenden Posten zusammenhängenden. 
Meines Erachtens schließt das „dienst­
liche Interesse", auf das sich der Kläger 
in diesem Zusammenhang beruft, nicht 
aus, daß bei einer Stellenbesetzung auch 
Erwägungen im Zusammenhang mit der 
Umorganisation von Diensten Geltung 
kommen. Jedenfalls dürfte dies dann an­
zunehmen sein, wenn nach der Beurtei­
lung von Bewerbern nur gleichwertige 
Kandidaten übrigbleiben und die Anstel­
lungsbehörde — nach Beachtung aller 
Kriterien der Ausschreibung — vor der 
Frage steht, welchem Kandidaten letzt­
lich der Vorzug zu geben sei. So scheint 
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es sich hier tatsächlich zu verhalten, ja es 
sieht sogar so aus, daß der dem Kläger 
vorgezogene Bewerber die bessere Eig­
nung besaß, wie der bereits erwähnten 
Note des Leiters der Generaldirektion 
„Entwicklungshilfe" vom 1. Juni 1979 
entnommen werden kann. Bei dieser 
Sachlage dürfte also der Umstand, daß 
bei der Ernennung von Herrn L. auch 
mit der Umorganisation von Dienststel­
len zusammenhängende Gründe ins Ge­
wicht gefallen sein mögen, keinen Anlaß 
geben, von einer Mißachtung dienstli­
cher Interessen zu sprechen. 

Außerdem weise ich noch — eben weil 
auch die Qualifikation des in die ausge­
schriebene Stelle eingewiesenen anderen 
Bewerbers im Streit ist — darauf hin, 
daß in Wahrheit nicht zu erkennen ist, 
daß für seine Ernennung ausschlagge­
bendes Motiv eine Änderung der Orga­
nisation der Generaldirektion „Entwick­
lungshilfe" gewesen sei. Insofern reicht 
nämlich der vom Kläger gemachte Hin­
weis nicht aus, es lasse sich zwischen den 
von ihm angeführten Organisationsmaß­
nahmen und der Stellenausschreibung 
eine gewisse Verbindung aufzeigen und 
es sei von Interesse, daß Herr L. damals 
schon — jedenfalls für eine gewisse Zeit 
— mit der gleichzeitigen Leitung der 
Abteilung C V beauftragt worden sei. 
Von „Erfordernissen", also Zwängen der 
Reorganisation des Dienstes im Hinblick 
auf die Person von Herrn L. ließe sich 
vielmehr nur sprechen, wenn schon sei­
nerzeit erwogen worden wäre, den von 
ihm eingenommenen Posten abzuschaf­
fen, was die Notwendigkeit begründet 
hätte, ihn anderweitig unterzubringen. 
So verhielt es sich aber im Frühjahr 1979 
keineswegs. Damals fand lediglich — wie 
sich den erwähnten Noten entnehmen 
läßt — eine Umschichtung verschiedener 
A 3-Posten statt, und zwar unter ande­
rem die Übertragung eines freien 
A 3-Postens aus der Abteilung B II auf 

die Abteilung C V, die es ermöglicht hat, 
die hier interessierende Stellenausschrei­
bung vorzunehmen. An die Beseitigung 
der mit Herrn L. besetzten Stelle hinge­
gen wurde keineswegs gedacht, vielmehr 
wurde dafür — das zeigt die Note vom 
1. Juni 1979 — eine Stellenausschreibung 
vorgeschlagen. 

Dies dürfte wohl entscheidend sein. Kei­
nesfalls dagegen kann sich der Kläger 
meines Erachtens zur Stützung seines er­
sten Klagegrundes auf Maßnahmen be­
rufen, die erst rund ein Jahr später, näm­
lich im Juli 1980, getroffen worden sind. 
Tatsächlich ist nirgends ein Zusammen­
hang zwischen ihnen und der hier zu 
beurteilenden Stellenbesetzung zu erken­
nen; es konnte nicht schlüssig dargelegt 
werden, daß schon bei letzterer Überle­
gungen eine Rolle gespielt hätten, die 
sich aus der Abschaffung des von Herrn 
L. innegehabten Postens ergaben. 

Bei dieser Sachlage kann meines Erach­
tens auch der schon erwähnte Brief eines 
Kommissionsmitgliedes vom 25. Juni 
1979 nicht als Beleg im Sinne der kläge­
rischen These angesehen werden. Inso­
fern möchte ich ebenso wie der Kommis­
sionsvertreter annehmen, daß es sich nur 
um die diplomatisch verbrämte Zurück­
weisung einer an sich unerwünschten In­
tervention handelte, nicht aber um die 
Offenlegung des für die Besetzung der 
ausgeschriebenen Stelle entscheidenden 
Motivs. 

Zu einer Annullierung der angegriffenen 
Entscheidung mit der Begründung, sach­
fremde Erwägungen .hätten bei der Be­
setzung der Stelle den Ausschlag gege­
ben, besteht also sicher kein Anlaß. 

2. Im Zusammenhang mit dem zweiten 
Klagegrund, dem wir uns danach zuwen­
den, hebt der Kläger hervor, nach der 
Stellenausschreibung COM/161/79 sei 
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Voraussetzung für die Ernennung in den 
ausgeschriebenen Posten „connaissance 
approfondie et expérience des problèmes 
économiques et techniques dans le do­
maine des équipements sociaux et de 
l'urbanisme dans les pays en voie de dé­
veloppement" gewesen. Damit sei für die 
Zulassung von Bewerbungen eine sehr 
anspruchsvolle Bedingung festgelegt 
worden. Dies lasse sich daraus folgern, 
daß in einer früheren Ausschreibung des­
selben Postens (COM/716/75) das Ad­
jektiv „approfondie" gefehlt habe, und 
zwar offenbar, weil seinerzeit Umfang 
und Bedeutung der mit der Stelle ver­
bundenen Funktionen noch geringer ge­
wesen seien. Der Kommission müsse 
aber vorgeworfen werden, daß sie nach 
der Personalakte von Herrn L. und sei­
ner früheren beruflichen Tätigkeit zu 
Unrecht angenommen habe, dieser Be­
werber habe den Anforderungen der 
Stellenausschreibung genügt. Jedenfalls 
müsse ihr vorgehalten werden, sie habe 
nicht begründet, inwiefern Herr L. die 
erwähnte Voraussetzung erfüllt habe. 

a) Wenn wir uns im Rahmen dieses 
Klagegrundes zunächst dem an zweiter 
Stelle erwähnten formellen Aspekt des 
Begründungsmangels zuwenden, so ist 
der Kommission sicher in zweierlei Hin­
sicht recht zu geben. 

Zutreffend ist ihr Standpunkt — sie kann 
sich dabei auf eine ständige Rechtspre­
chung stützen —, daß es keineswegs 
notwendig ist, Entscheidungen über Be­
förderungen oder Ernennungen zu be­
gründen, weil sie im Verhältnis zum un­
mittelbaren Adressaten keine beschwe­
renden Akte darstellen. Zutreffend ist 
auch, daß es der Zurückweisung der 
klägerischen Beschwerde nicht in dem 
Sinne an einer Begründung fehlt, indem 
nach der Rechtsprechung (Urteil vom 30. 
Oktober 1974 in der Rechtssache 188/73 
— Daniele/Grassi/Rat der Europäischen 

Gemeinschaften — Slg. 1974, 1099 ff.) 
für derartige Fälle eine Begründung in 
Form einer Bezugnahme auf die rechtli­
chen Voraussetzungen, von denen das 
Statut die Ordnungsmäßigkeit eines sol­
chen Aktes abhängig macht, verlangt 
wird. Dafür genügt ein einziger Blick auf 
diesen Rechtsakt, der als Anlage 3 zur 
Klageschrift vorgelegt worden ist. 

Soweit der Kläger aber beanstandet — 
diese Klarstellung ist der Replik zu ent­
nehmen —, aus den Unterlagen der 
Kommission ergebe sich nicht, inwiefern 
sie „connaissance approfondie" im Sinne 
der Stellenausschreibung bei Herrn L. 
annehmen konnte, es fehle also eine in­
terne Begründung, wie sie für. jede Ver­
waltungsentscheidung unerläßlich sei, so. 
ist wohl ausreichend, ihm entgegenzuhal­
ten, daß er die Existenz eines derartigen 
formellen Rechtsgrundsatzes — ob die 
genannten Voraussetzungen tatsächlich 
gegeben waren, ist eine andere, später zu 
untersuchende Frage — nicht deutlich 
gemacht hat. Ohne weitere Ausführun­
gen läßt sich also feststellen, daß es zur 
Aufhebung der angegriffenen Entschei­
dung sicher nicht wegen eines wie auch 
immer gearteten Begründungsmangels 
kommen kann, sondern daß sie allenfalls 
erwogen werden könnte, wenn tatsäch­
lich die sachlichen Voraussetzungen da­
für gefehlt haben sollten, den ernannten 
Bewerber in den Kreis zulässiger Kandi­
daten aufzunehmen. 

b) Ehe wir uns dieser den Kern des 
Verfahrens bildenden Frage zuwenden, 
erscheinen mir einige Klarstellungen im 
Hinblick auf das Parteivorbringen ange­
zeigt. 

aa) Die Kommission verteidigte sich 
prinzipiell unter Berufung auf die 
Rechtsprechung, nach der der Anstel­
lungsbehörde für die vergleichende Wür­
digung der Verdienste in Beförderungs­
verfahren ein sehr weiter Ermessensspiel-
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räum zusteht und nach der Werturteile, 
zu denen es bei einer derartigen souverä­
nen Würdigung kommen kann, nur mit 
dem Vorwurf eines offensichtlichen Irr­
tums kritisiert werden können. Sie bean­
standete auch, daß der Kläger ein Ele­
ment der Stellenausschreibung isoliert 
und seine Argunmentation darauf kon­
zentriert habe. Demgegenüber sei aber 
zu beachten, daß ein Vergleich der Be­
werber bezüglich aller Bedingungen der 
Stellenausschreibung notwendig gewesen 
sei. Da andererseits davon auszugehen 
sei, daß für die ausgeschriebene Stelle 
Führungsqualitäten, Managerqualitäten 
und Erfahrungen in verschiedenen Sek­
toren besonders wichtig seien, könne 
schwerlich bestritten werden, daß sich 
Herr L. für diese Stelle besser eigne als 
der Kläger. 

Hierzu ist tatsächlich zu bemerken — der 
Kläger hat nicht versäumt, in der Replik 
darauf hinzuweisen —, daß die Kommis­
sion auf diese Weise, jedenfalls zum Teil, 
an den Klageargumenten vorbeidisku­
tiert. In Wahrheit geht es hier nicht 
darum, daß bei einem Vergleich der Ver­
dienste diejenigen von Herrn L. zu Un­
recht höher bewertet worden seien; strei­
tig ist vielmehr, ob Herr L. eine der Vor­
aussetzungen der Stellenausschreibung 
überhaupt erfüllt hat und damit in den 
Kreis derer aufgenommen werden 
konnte, für die eine vergleichende Wür­
digung der Verdienste stattfinden mußte. 

In bestimmter Hinsicht freilich verdient 
das Vorbringen der Kommission doch 
Beachtung. Auch wenn sicher ist, daß die 
Rechtsprechung zu Artikel 45 des Perso­
nalstatuts an sich nicht herangezogen 
werden kann, mag an einen ihrer Grund­
sätze sehr wohl gedacht werden: Auch 
bei der Beurteilung der Frage, ob ein Be­
werber vertiefte Kenntnisse im Sinne der 
Stellenausschreibung besitzt, also Kennt­
nisse einer besonderen Qualität hat, han­
delt es sich zweifellos um ein Werturteil, 

Dieses kann vom Gerichtshof sicherlich 
nicht in allen Einzelheiten nachvollzogen 
werden, vielmehr ist auch insofern von 
einem Beurteilungsspielraum auszugehen 
und die gerichtliche Prüfung folglich 
darauf zu begrenzen, ob von einem of­
fensichtlichen Irrtum gesprochen werden 
kann. 

Zum anderen ist der Kommission meines 
Erachtens darin recht zu geben, daß bei 
der Überprüfung der Beurteilung der Be­
werber zu dem vom Kläger vor allem an­
gesprochenen Punkt berücksichtigt wer­
den muß, daß daneben in der Stellenaus­
schreibung eine Reihe anderer Voraus­
setzungen festgelegt worden ist. So 
brauchte, eben weil andere Gesichts­
punkte — wie Führungs- und Verhand­
lungsqualitäten — bei der Leitung der 
Abteilung C V im Vordergrund stehen, 
in bezug auf die vom Kläger behandelte 
Voraussetzung kein übertrieben an­
spruchsvoller Maßstab zu gelten; viel­
mehr konnte die sich auf „connaissance 
approfondie" beziehende Bedingung 
nach der der Anstellungsbehörde vorbe­
haltenen souveränen Ausdeutung der 
Ausschreibungszulassungen dahin ver­
standen werden, daß solide Kenntnisse 
auf dem genannten Gebiet ausreichend 
sind. 

bb) Damit ist auch deutlich geworden 
— und dies bringt mich zu der zweiten 
den klägerischen Standpunkt betreffen­
den Klarstellung —, daß der vom Kläger 
gewählte Ansatzpunkt, wie er in seinem 
ergänzenden Schriftsatz verdeutlicht 
wurde, sicher nicht zu halten ¡st. Hier 
macht er bekanntlich seinen eigenen 
Kenntnisstand gleichsam zum verbindli­
chen Maßstab und erklärt, es sei, weil in 
der Abteilung C V ein A 4-Beamter eine 
Vielzahl wichtiger Projekte zu bearbei­
ten habe, anzunehmen, daß der Leiter 
dieser Abteilung mindestens über den 
gleichen Kenntnis- und Erfahrungsstand 
verfügen müsse. Für mich ist dies keines-
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wegs zwingend, erscheint vielmehr sogar 
bedenklich, weil es so zu einer für die 
Anstellungsbehörde unerträglichen und 
unnötigen Einengung des Auswahlbe­
reichs kommen müsse. Richtigerweise 
kann man vom Leiter einer Verwaltungs-
einheit nicht den Besitz aller Kenntnisse 
und Erfahrungen seiner Mitarbeiter ver­
langen, sondern es kommt nur darauf an, 
daß er in dem von ihm zu leitenden Be­
reich über ein solcherart solides Wissen 
verfügt, daß er seine Mitarbeiter in sinn­
voller Weise anweisen, kontrollieren und 
koordinieren kann. 

cc) Von vornherein ist somit klar, daß 
die im Rahmen des gegenwärtigen Kla-
gegrundes anzustellende Untersuchung 
darauf beschränkt werden kann, ob die 
von der Kommission angeführten Beur-
teilungselemente ausreichend dartun, daß 
bei dem ernannten Beamten zu Recht ein 
solides und gründliches Wissen in bezug 
auf die wirtschaftlichen und technischen 
Probleme auf dem Gebiet der sozialen 
Einrichtungen und des Städtebaus in 
Entwicklungsländern angenommen wur­
de, oder ob sich bei der Prüfung dieser 
Elemente, bei der der Gerichtshof natür­
lich nicht in alle Details zu gehen hat, 
ergibt, daß es an einer Basis für ein posi­
tives Urteil fehlt oder gar ein offensicht­
licher Irrtum festzustellen ist. 

c) Die Kommission hat in diesem Zu­
sammenhang vor allem auf zwei Doku­
mente Bezug genommen, die über die 
Tätigkeit von Herrn L. in Architekturbü­
ros in Rotterdam und Rom während der 
Jahre 1962 bis 1973, also vor Beginn sei­
nes Dienstes bei der Association Euro­
péenne pour la Coopération, Auskunft 
geben (Anlagen 7 und 8 zur Klagebeant­
wortung). Sie verweist außerdem darauf, 
daß die großen einschlägigen Erfahrun­
gen, die Herr L. dort gesammelt hat, so­
wohl in den Jahren 1973 bis 1976, als er 
delegierter Kontrolleur der Kommission 

in Zentralafrika war, als auch danach im 
Amt eines Leiters der Abteilung B I der 
Generaldirektion Entwicklungshilfe er­
gänzt und vertieft werden konnten. 

Dazu habe ich den Eindruck — lassen 
Sie mich dies gleich sagen —, daß so 
durchaus eine solide Basis für eine posi­
tive Beurteilung des ernannten Bewerbers 
erkennbar wird und daß jedenfalls das, 
was der Kläger kritisch dazu vorgebracht 
hat, keinen offensichtlichen Irrtum deut­
lich macht. 

aa) Die Hauptkritik des Klägers gilt 
bekanntlich — entsprechend der Gewich­
tung der Beurteilungselemente durch die 
Kommission —. der Tätigkeit von Herrn 
L. im privaten Sektor. Er meint dazu, 
den so gewonnenen Erfahrungen sei von 
vornherein nur ein relativer Wert zuzu­
sprechen, weil sie zeitlich weit zurücklä­
gen. 

Meines Erachtens ist dies aber abwegig 
angesichts der in Betracht kommenden 
Zeiträume und angesichts des Fehlens 
von Hinweisen darauf, daß sich auf dem 
hier interessierenden Gebiet inzwischen 
Grundlegendes geändert hätte. Außer­
dem ist von Bedeutung, daß Herr L. da­
nach nicht auf einem ganz andersartigen 
Gebiet tätig war, sondern in Funktionen, 
die recht wohl geeignet waren, die er­
worbenen Erfahrungen zu erhalten und 
zu verbreitern. 

Ferner versuchte der Kläger, den Wert 
der im privaten Sektor von Herrn L. ge­
wonnenen Erfahrungen anzuzweifeln, 
indem er einerseits klarmachte, daß in 
der Abteilung C V soziale Anlagen auf 
dem Gebiete des Gesundheitswesens, der 
Sozialwohnungen und der Erziehung 
eindeutig im Mittelpunkt stünden — weil 
sich nämlich 95 % aller Projekte darauf 
bezögen —, und indem er dem gegen­
überstellte, was sich aus den von der 
Kommission herangezogenen Dokumen­
ten über die frühere Beteiligung von 
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Herrn L. an Projekten ergab, die sich auf 
Entwicklungsländer bezogen. Danach 
habe es der ernannte Bewerber nur mit 
einer geringen Zahl von Projekten zu 
tun gehabt, die überdies nur wenige Län­
der betroffen hätten, während die Abtei­
lung C V für 60 bis 80 Entwicklungslän­
der zuständig sei. Klar sei auch, daß von 
den wenigen Projekten nur sechs zum 
Bereich „soziale Einrichtungen und 
Städtebau" gehörten, während keines 
den Bereich „Gesundheitswesen und So­
zialwohnungen" betroffen habe und vier 
Projekte aus dem Bereich „Erziehung" 
sich nur auf einen kleinen Sektor davon 
bezogen hätten. 

Demgegenüber ist aber — abgesehen da­
von, daß sich der Kläger nur mit einem 
der beiden von der Kommission vorge­
legten Dokumente auseinandersetzt und 
sich zu dem anderen ausschweigt — her­
vorzuheben, daß eine derartige quantita­
tive Betrachtung schon grundsätzlich ab­
wegig erscheinen muß. Außerdem darf 
nicht übersehen werden, daß das ange­
zogene Dokument nur die wichtigsten 
Projekte auffuhrt, also keine erschöp­
fende Aufzählung enthält, und daß über­
dies — was die Zahl der betroffenen 
Länder angeht — nützliche ergänzende 
Erfahrungen von Herrn L. jedenfalls in 
seiner späteren Tätigkeit gesammelt wer­
den konnten. 

bb) Darüber hinaus können wir dem 
Kläger auch nicht in der Ansicht folgen, 
die Kommission habe bei der Beurteilung 
des ernannten Bewerbers zu Unrecht die 
Tätigkeit berücksichtigt, die er von 1973 
bis 1976 als delegierter Kontrolleur in 
Zentralafrika und danach als Abteilungs­
leiter bei der Kommission ausgeübt hat. 

Zwar mag zum einen zutreffen, daß die 
Ausarbeitung von Projekten — wie sich 
aus der Beschreibung der Tätigkeiten der 
Abteilung C V ergibt — in Brüssel erfolgt 
und daß von dort aus im allgemeinen 

auch ihre Durchführung überwacht wird. 
Dennoch läßt sich wohl mit Recht an­
nehmen, daß insofern auch ein delegier­
ter Kontrolleur, der — wie die Kommis­
sion überzeugend versichert hat — nicht 
nur untergeordnete Exekutivaufgaben 
wahrzunehmen hat, sondern als eine Art 
Botschafter mit weitreichenden und be­
deutenden Kompetenzen anzusehen ist, 
durchaus in der Lage sein kann, hinsicht­
lich einer Vielzahl von Projekten nütz­
liche Kenntnisse im Sinne der für das ge­
genwärtige Verfahren wichtigen Stellen­
ausschreibung zu erwerben. Dabei kön­
nen wir es uns sicher ersparen, auf die 
zum Teil recht kleinlichen Einlassungen 
des Klägers bezüglich des Niveaus be­
stimmter zwischen 1973 und 1976 in 
Zentralafrika realisierter Projekte und 
seine dazu geäußerte Kritik im einzelnen 
einzugehen. 

Was zum anderen die Funktionen von 
Herrn L. als Leiter der Abteilung B I an­
geht, so kann zwar ohne weiteres davon 
ausgegangen werden, daß er in dieser 
Eigenschaft nach den im Verfahren ge­
gebenen Schilderungen der Funktionen 
mit Projekten weniger intensiv befaßt 
war, als dies im Rahmen der Abteilung 
C V möglich ist. Da es sich aber doch of­
fenbar, anders als der Kläger vorgibt, in 
der Abteilung B I nicht nur um eine ein­
fache Registrierung von Projekten han­
delt — immerhin ist in seinem ergänzen­
den Schriftsatz auch davon die Rede, 
Projektbeschreibungen und finanzielle 
Schätzungen würden zumindest teilweise 
gemeinsam von den Abteilungen B I und 
C V vorgenommen — und da auch nicht 
bestritten werden konnte, daß Herr L. 
seit 1976 in seiner Eigenschaft als Abtei­
lungsleiter an einer Reihe wichtiger Sit­
zungen teilgenommen und Reisen in fast 
alle Entwicklungsländer unternommen 
hat, für die die Abteilung zuständig ist, 
will es mir nicht einleuchten, daß auf 
diese Weise keinerlei nützliche und so-
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lide Erfahrungen auch in bezug auf den 
Bereich der Abteilung C V gemacht wer­
den konnten. 

d) Auch der zweite Klagegrund kann 
also keinen Erfolg haben, weil wir insge­
samt nicht den Eindruck gewinnen kön­
nen, die Kommission habe irrigerweise 
angenommen, der ernannte Bewerber er­
fülle die in der Stellenausschreibung auf­
geführten Bedingungen. 

3. Mit einem dritten Klagegrund 
schließlich macht der Kläger geltend, die 
Besetzung der ausgeschriebenen Stelle, 
bei der es — nach den von der Kommis­
sion vorgelegten Dokumenten — nur 
noch darum gegangen sei, ob der Kläger 
oder Herr L. ernannt werden sollte, sei 
jedenfalls deswegen fehlerhaft verlaufen, 
weil bei diesem Vergleich die Beurteilung 
des Klägers gemäß Artikel 43 des Perso­
nalstatuts für die Jahre 1975 bis 1977 ge­
fehlt habe, also der letzte Bericht, der zu 
diesem Zeitpunkt über den Kläger exi­
stierte. Dabei müsse nicht nur bedacht 
werden, daß solche Berichte — der 
Rechtsprechung zufolge — wesentliche 
Grundlagen für alle die Karriere betref­
fenden Entscheidungen darstellen. Es 
könne auch nicht angezweifelt werden, 
daß die Berücksichtigung des genannten 
Berichtes leicht zu einem anderen Ergeb­
nis hätte führen können. Er enthalte 
nämlich zum einen nicht nur eine sehr 
günstige Benotung, die — wegen inzwi­
schen erfolgter Änderung der Maßstäbe 
— verglichen mit früheren Berichten eine 
Verbesserung darstelle; er beziehe sich 
insbesondere auch auf einen Zeitraum, in 
dem die Funktionen des Klägers ausge­
weitet worden seien und in dem seine 
Verantwortung, weil er mit der Vertre­
tung des Abteilungsleiters betraut wor­
den sei, gestiegen sei. 

Richtig ist in diesem Zusammenhang, 
daß beim Erlaß der angegriffenen Ent­
scheidung tatsächlich der über den Klä­

ger für die Zeit von 1975 bis 1977 er­
stellte Bericht der Anstellungsbehörde 
nicht vorgelegen hat. Wie es dazu kam, 
schildert eine Note des Leiters der Gene­
raldirektion „Entwicklungshilfe“ vom 15. 
September 1980. Danach wurde der Be­
richt am 5. Dezember 1977 angefertigt 
und dem Kläger zugeleitet. Dieser hat 
ihn aber nicht akzeptiert, sondern mit 
Schreiben vom 15. Dezember 1977 eine 
Aussprache mit dem beurteilenden Vor­
gesetzten verlangt. Nachdem sie stattge­
funden hatte, wurde der Bericht geändert 
und abermals an den Kläger übermittelt. 
Der Kläger war damit aber immer noch 
nicht einverstanden, und zwar wegen 
eines Satzes in der allgemeinen Beurtei­
lung, den er für mißverständlich hält, der 
aber nach Ansicht seines Vorgesetzten 
nichts Negatives enthält. Er hielt deshalb 
diesen — immer noch nicht definitiven — 
Bericht zurück, so daß er sich tatsächlich 
— vorgelegt wurde er erst mit seiner Re­
plik im gegenwärtigen Verfahren — beim 
Erlaß der angegriffenen Entscheidung 
nicht in seiner Personalakte befand. 

Die Kommission ist der Meinung, aus 
diesem Umstand lasse sich gleichwohl 
kein Annullierungsgrund herleiten. Sie 
verweist dafür zum einen darauf, daß der 
Kläger nach den von ihr erlassenen all­
gemeinen Durchführungsbestimmungen 
zu Artikel 43 verpflichtet gewesen sei, 
drei Exemplare des über ihn erstellten 
Berichtes innerhalb von acht Tagen zu­
rückzugeben. Wenn er dem nicht nach­
gekommen sei, habe er es seinem eigenen 
regelwidrigen Verhalten zuzuschreiben, 
daß der Bericht in dem hier interessie­
renden Stellenbesetzungsverfahren nicht 
berücksichtigt werden konnte. Zum an­
deren ist sie der Auffassung, die Nicht­
berücksichtigung des Berichtes habe den 
Kläger gar nicht benachteiligen können. 
Offensichtlich sei er nämlich nicht nur 
ungünstiger als frühere in der Personal­
akte des Klägers enthaltene Berichte; 
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klar sei auch, daß für die Kommission 
bei ihrer Auswahl — wie sich der bereits 
erwähnten Note des Generaldirektors 
vom 1. Juni 1979 und dem Beschwerde­
bescheid der Kommission entnehmen 
lasse — ausschlaggebend gewesen sei, 
daß Herr L. in bezug auf afrikanische 
Probleme, und zwar vor allem in politi­
scher Hinsicht, über größere Erfahrun­
gen verfügt habe. 

Nach Auffassung des Klägers stellt die 
unterbliebene Rückgabe des Berichtes 
keine Pflichtverletzung dar, denn es 
müsse — ganz abgesehen davon, daß ihm 
der Bericht nicht offiziell notifiziert wor­
den sei — angenommen werden, daß sei­
nerzeit — wie ein Vergleich der neuen 
Durchführungsbestimmungen zu Artikel 
43 mit den früher geltenden deutlich 
macht — für die Rückgabe keine zwin­
genden Fristen gegolten hätten, sondern 
nur „délais d'ordre". In jedem Fall stehe 
in diesem Bereich nach den Regeln des 
Personalstatuts die Pflicht der Anstel­
lungsbehörde zur Erstellung von Berich­
ten und ihre Berücksichtigung im Zu­
sammenhang mit Laufbahnentscheidun-
gen im Vordergrund. Ihr hätte genügt 
werden können, weil nach den Vor­
schriften des „guide de notation" ein Be­
richt definitiv werde, wenn er nicht frist­
gerecht zum Gegenstand einer Be­
schwerde gemacht werde. Der beurtei­
lende Vorgesetzte hätte also einfach den 
Ablauf der genannten Frist feststellen 
und danach durch Bestätigung dem Be­
richt seine definitive Fassung geben kön­
nen. Sicher aber könne nicht davon 
ausgegangen werden, daß die unterblie­
bene Berücksichtigung deswegen un­
schädlich gewesen sei, weil der Bericht 
für die Jahre 1975 bis 1977 weniger gün­
stig gewesen sei als frühere, in der Per­
sonalakte des Klägers sich befindende 
Berichte, ergebe sich doch bei einem 
diesbezüglichen Vergleich, zumindest für 
den Hauptinhalt des Berichtes, eindeutig 
das Gegenteil. 

Auch bei der Beurteilung dieser Ausein­
andersetzung werden wir uns wohl der 
Auffassung der Kommission anschließen 
müssen. 

Dabei ¡st nicht auf die Frage einzugehen, 
wie die nach der früher geltenden, zu 
Artikel 43 erlassenen Regelung für die 
Rückgabe von Berichten maßgebenden 
Fristen zu bewerten sind und ob es sich 
tatsächlich nur um „délais d'ordre" han­
delte, deren Nichtbeachtung nicht als 
Pflichtverletzung anzusehen war — wo­
gegen immerhin einige Formulierungen 
des damals geltenden „guide de nota­
tion" zu sprechen scheinen. Wichtig für 
die Lösung ist vielmehr das Urteil vom 
13. Juli 1972 zur Rechtssache 90/71 — 
Giorgio Bernardi/Europäisches Parla­
ment — (Slg. 1972, 603), das zu einem 
vergleichbaren Sachverhalt erging und 
sich auf eine Rechtslage bezog, die der 
des vorliegenden Falles entspricht. In ihm 
wurde den Schlußanträgen des General­
anwalts folgend, der von Loyalitäts- und 
Mitwirkungspflichten der betroffenen 
Beamten sprach, festgestellt, die Nicht­
berücksichtigung eines Berichtes bei der 
vergleichenden Würdigung von Verdien­
sten mehrerer Beförderungsanwärter sei 
unbeachtlich, wenn sie auf das Verhalten 
des betreffenden Beamten zurückgehe; 
dieser könne sich also, wenn er einen Be­
richt zurückhalte — was damals vier Mo­
nate lang geschehen war —, nicht darauf 
berufen, das Beförderungsverfahren sei 
unregelmäßig verlaufen. Von diesem 
Grundsatz sollte meines Erachtens nicht 
abgewichen werden. Der Kläger muß 
sich also vorhalten lassen — und dabei 
kommt es offensichtlich nicht darauf an, 
ob ihm der fragliche Bericht offiziell no­
tifiziert worden sei oder nicht —, daß er 
in Kenntnis der Tatsache, daß es für 
seine Bewerbung auf den letzten über 
ihn erstellten Bericht ankommen konnte, 
darauf bedacht gewesen sein mußte, die­
sen rechtzeitig zu den Akten zu geben, 
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und daß er, nachdem er dieses unterlas­
sen haue, keinesfalls das Stellenbeset­
zungsverfahren, an dem er sich beteiligt 
hatte, später unter Hinweis auf Unregel­
mäßigkeiten zu Fall bringen kann, die er 
sich selbst zuzurechnen hat. 

Danach ist auf weitere Argumente 
eigentlich gar nicht mehr einzugehen, 
insbesondere nicht auf die heikle Frage, 
ob der nicht berücksichtigte Bericht tat­
sächlich ungünstiger ist als frühere über 
den Kläger abgegebene Beurteilungen. 
Abschließend hinzufügen möchte ich nur 
noch — und auch das spricht gegen die 
Stichhaltigkeit des dritten Klagegrundes 
—, daß man tatsächlich den Eindruck ha­
ben kann, auch eine Berücksichtigung 
des Berichts, um den es jetzt geht, hätte 
höchstwahrscheinlich nicht zu einem an­
deren Ergebnis geführt, die vom Kläger 
gerügte Unregelmäßigkeit sei also für 
das Verfahren ohne Bedeutung. Dafür 
kann einmal — was keine unzulässige 

Einmischung in eine der Verwaltung 
vorbehaltene Würdigung bedeutet — auf 
die Note des Leiters der Generaldirek­
tion „Entwicklungshilfe" vom 1. Juni 
1979 verwiesen werden, die zur Vor­
bereitung der angegriffenen Entschei­
dung diente und der zufolge dem Bewer­
ber L. der Vorzug gegeben werden 
mußte wegen seines für die Leitung der 
Abteilung C V notwendigen „feeling po­
litique". Zum anderen ist insofern der 
dem Kläger zugegangene Beschwerdebe­
scheid von Interesse, in dem betont wird, 
für die Kommission sei entscheidend ge­
wesen, daß Herr L. aufgrund seiner als 
Delegierter der Kommission in Zentral­
afrika und als Leiter der Abteilung B I 
gewonnenen Erfahrungen eher geeignet 
erschien für die Leitung einer Verwal­
tungseinheit, die regelmäßige Kontakte 
mit verantwortlichen Persönlichkeiten 
afrikanischer, karibischer und pazifischer 
Länder zu knüpfen hat. 

4. Ich kann demnach nur vorschlagen, die Klage als unbegründet abzuwei­
sen und über die Kosten des Verfahrens nach Artikel 70 unserer Verfahrens­
ordnung zu entscheiden. 
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